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(Nr. 11882.) Geſetz über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde Berlin. Vom 27. April 1920. 


De verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Sl 
() Die Stadtgemeinden: 16. Gatow, 
SEET 17. Grünau, 
> ner bung 18. Berlin⸗Grunewald, 
3. Cöpenick, 19. Heiligenſee, 
4. Berlin⸗Lichtenberg, e A Berlin Heinersdorf, 
5. Neukölln, 21. Hermsdorf bei Berlin, 
6. Berlin⸗Schöneberg, 22. Berlin-Hohenſchönhauſen, 
7. Spandau, a 74 e 
or e ans 24. Karow, 
8. Berlin⸗Wilmersdorf, S 25. Kaulsdorf, 
die Landgemeinden: 27 uh 
1. Adlershof, 28. Berlin-Lichterfelde, 
2. Alt Glienicke, 29. Lübars, 
3. Biesdorf, e 30. Mahlsdorf, 
4. Blankenburg, 31. Malchow, 
5. Blankenfelde, 32. Berlin⸗Mariendorf, 
6. Bohnsdorf, 33. Berlin⸗Marienfelde, 
7. Berlin⸗Britz, 34. Marzahn, 
8. Buch, 35. Müggelheim, 
9. Berlin⸗Buchholz, 36. Berlin⸗Niederſchöneweide, 
10. Buckow, 37. Berlin⸗Niederſchönhauſen, 
11. Cladow, 38. Nikolasſee, 
12. Falkenberg, 39. Berlin⸗Oberſchöneweide, 
13. Berlin⸗Friedenau, 40. Berlinano, 
14. Berlin⸗Friedrichsfelde, 41. Pichelsdorf, 
15. Friedrichshagen, 42. Nahnsdorf, 
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Ausgegeben zu Berlin den 14. Mal 1920. 


43. Berlin-Reinickendorf, 6. Cöpenick⸗Forſt, 
44. Berlin⸗Roſenthal, 7. Berlin⸗Dahlem, 
45. Rudow, 8. Falkenberg, 
46. Berlin⸗Schmargendorf, 9. Frohnau, 
47. Schmöckwitz, 10. Grünau⸗Dahmer Forſt, 
48. Staaken, 11. Grunewald ⸗Forſt, 
49. Berlin-Steglitz, 2. Heerſtraße, 
50. Berlin⸗Stralau, 13. Hellersdorf mit Wuhlgarten, 
51. Berlin⸗Tegel, 14. Klein Glienicke⸗Forſt, 
52. Berlin⸗Tempelhof, 15. Malchow, 
53. Tiefwerder, ; 16. Niederſchönhauſen mit Schönholz, 
54. Berlin⸗Treptow, | 17. Pfaueninſel, 
55. Wannſee, 18. Pichelswerder, 
56. Wartenberg, 19. Plötzenſee, 
57. Berlin -⸗Weißenſee, 20. Potsdamer Forſt, nördlicher Teil 
58. Berlin⸗Wittenau, bis zum Griebnitzſee und Kohl⸗ 
59. Zehlendorf, haſenbrück, 
Be 21. Berlin⸗Roſenthal, 
und die Gutsbezirke: 22. Spandau-⸗Zitadelle, 
1. Berlin⸗Schloß, 23. Jungfernheide, 
2. Biesdorf, 24. Tegel⸗Forſt⸗Nord, 
3. Blankenburg, 25. Tegel⸗Schloß, 
4. Blankenfelde, 26. Wartenberg, 
5. Buch, 27. Wuhlheide 


ſcheiden, ſoweit ſie zu den Kreiſen Teltow, Niederbarnim und Oſthavelland und 
der Provinz Brandenburg gehören, aus dieſen Verbänden aus und bilden die 
Stadtgemeinde „Berlin“. S 

(2) Die neue Stadtgemeinde Berlin bildet für ſich einen von der Provinz 
Brandenburg abgeſonderten Kommunalverband und Verwaltungsbezirk. Sie gilt als 
Erweiterung der bisherigen Stadtgemeinde Berlin. Die für die bisherige Stadt- 
gemeinde Berlin in ihrer Eigenſchaft als Kommunalverband ſowie als Ber 
waltungsbezirk geltenden geſetzlichen Vorſchriften finden auf die neue Stadtgemeinde 
Berlin Anwendung, ſoweit nicht etwas anderes in dieſem Geſetz beſtimmt iſt. 


8 2. i 
Mit der Vereinigung gehen alle Rechte und Pflichten der im §1 genannten 
Gemeinden und Gutsbezirke im Wege der Geſamtrechtsnachfolge auf die neue 
Stadtgemeinde Berlin über. ; 


§ 3. 

Das Zweckverbandsgeſetz für Groß Berlin vom 19. Juli 1911 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 123) wird aufgehoben. Der durch dieſes Geſetz geſchaffene Verband 
Groß Berlin wird aufgelöſt. Seine Rechte und Pflichten gehen im Wege der 
Geſamtrechtsnachfolge auf die neue Stadtgemeinde Berlin über. 


BETA A 
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§ 4. 

Die durch die Vorſchriften der §§ 1 und 3 nötig werdenden Auseinander 
ſetzungen der neuen Stadtgemeinde Berlin mit den Kreiſen Teltow, Niederbarnim 
und Oſthavelland und mit dem Provinzialverbande der Provinz Brandenburg 
erfolgen, ſoweit nicht eine Einigung unter den Beteiligten zuſtande kommt, nach 
Recht und Billigkeit in einem ſchiedsgerichtlichen Verfahren unter Beachtung 
nachſtehender Grundſätze: 

1. Bei der Bemeſſung von Geldentſchädigungen für die Reſtverbände iſt 
nicht von der Steuerkraft der ausſcheidenden Gemeinden und Gutsbezirke und 
der Höhe der bisher für ſie aufgewendeten Koſten dieſer Verbände, ſondern von 
der Erhaltung der Leiſtungsfähigkeit der Reſtverbände zur Erfüllung der ihnen 
verbleibenden Aufgaben ſowie der Leiſtungsfähigkeit der neuen Stadtgemeinde 
Berlin auszugehen. - 

2. Kreis- und Provinzialeinrichtungen oder ⸗anſtalten, die überwiegend den 
Intereſſen der im § 1 bezeichneten Gemeinden und Gutsbezirke dienen und daneben 
denen der Reſtkreiſe oder der Reſtprovinz zu dienen beſtimmt ſind, ſollen von der 
neuen Stadtgemeinde Berlin übernommen werden, jedoch ſollen die Reſtverbände 
an den Koſten und gegebenenfalls an der Verwaltung dieſer Einrichtungen oder 
Anſtalten in entſprechender Weiſe teilnehmen. 


3. Kreis- und Provinzialeinrichtungen oder anſtalten, die überwiegend den 
Intereſſen der Reſtkreiſe oder der Reſtprovinz dienen und daneben denen der 
neuen Stadtgemeinde Berlin mitzudienen beſtimmt ſind, verbleiben den Reſtver⸗ 
bänden, jedoch ſoll die neue Stadtgemeinde Berlin an den Koſten und gegebenen⸗ 
falls an der Verwaltung dieſer Einrichtungen oder Anſtalten in entſprechender 
Weiſe teilnehmen. ) 


Lë 

G) Bei der Auseinanderſetzung kann durch Vereinbarung zwiſchen der neuen 
Stadtgemeinde Berlin und dem Provinzialverbande der Provinz Brandenburg, 
insbeſondere zur Vermeidung einer Auseinanderſetzung in Anſehung beſtimmter 
Gegenſtände, die Übertragung einzelner kommunaler Aufgaben an eine von beiden 
Kommunalverbänden zu bildende Körperſchaft öffentlichen Rechts (Zweckverband 
Berlin⸗Brandenburg) ſtattfinden. Die Rechtsverhältniſſe dieſes Zweckverbandes, 
insbeſondere der Umfang der von ihm zu erfüllenden kommunalen Aufgaben, ſind 
durch eine Satzung zu regeln, die der Vereinbarung der Beteiligten unterliegt. 

) Die Feſtſetzung der Satzung des Zweckverbandes bedarf der Beſtätigung 
durch das Schiedsgericht (§ J). 

Lui Die Aufſicht des Staates über die Verwaltung der Verbandsangelegen⸗ 
heiten wird in erſter Inſtanz von dem Oberpräſidenten, in höherer Inſtanz von 
dem Miniſter des Innern im Benehmen mit den fonft zuſtändigen Miniſtern 
ausgeübt. Der Oberpräſident iſt befugt, an den Beratungen der Verbandsorgane 
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entweder ſelbſt oder durch Vertreter teilzunehmen. Er oder ſeine Vertreter ſind 
auf Verlangen jederzeit zu hören. 

() Die Beſchwerde an die höhere Inſtanz iſt innerhalb zwei Wochen zuläſſig. 

(5) Auf die Handhabung der Aufſicht und die Rechtsmittel gegen Akte der 
Aufſicht finden die Beſtimmungen in $$ 115, 116, 118, 121 und 122 der 
Provinzialordnung für die öſtlichen Provinzen vom 29. Juni 1875/22. März 1881 
(Geſetzſamml. 1881 S. 233) entſprechende Anwendung. 

(6) Die Beamten des Zweckverbandes haben die Rechte und Pflichten von 
Provinzialbeamten. 

(7) Im übrigen bleibt die Regelung der in dieſem Paragraphen behandelten 
Angelegenheiten einem beſonderen Geſetze vorbehalten. 


§ 6. 
Das Schiedsgericht (§ 4) hat der neuen Stadtgemeinde Berlin in Anrechnung 
auf die endgültig zu zahlenden Entſchädigungsſummen und im Rahmen des im 
§ 4 Ziffer 1 ausgeſprochenen Grundſatzes Abſehlagszahlungen an die Reſtverbände 
aufzugeben; es hat zu dieſem Zwecke unverzüglich nach Inkrafttreten des Geſetzes 
zuſammenzutreten und binnen drei Monaten zum erſtenmal über die Höhe be 
Abſchlagszahlungen zu beſchließen. 


§ 7. ; 

() Das Schiedsgericht ($ 4) beſteht aus dem Oberpräfidenten der Provinz 
Brandenburg und von Berlin als Vorſitzendem, aus zwei vom Präſidenten des 
Oberverwaltungsgerichts zu beſtellenden Mitgliedern dieſes Gerichts oder deren Stell⸗ 
vertretern, aus den Verwaltungsgerichtsdirektoren der Bezirksausſchüſſe für den 
neuen Stadtkreis Berlin und zu Potsdam oder ihren Stellvertretern ſowie aus 
acht weiteren Mitgliedern, von denen vier von dem Magiſtrate der neuen Stadi 
gemeinde Berlin und je einer von den Kreisausſchüſſen der Kreiſe Teltow, Nieder ⸗ 
barnim und Oſthavelland und von dem Provinzialausſchuſſe der Provinz Branden⸗ 
burg gewählt werden. Für die gewählten Mitglieder werden in gleicher Weiſe 
Stellvertreter gewählt. Die Stellvertreter der Verwaltungsgerichtsdirektoren der 
Bezirksausſehuͤſſe werden aus der Zahl der ernannten und der ſtellvertretenden 
Mitglieder der Bezirksausſchüſſe vom Miniſter des Innern beſtellt. 

(2) Über das Verfahren vor dem Schiedsgericht und über die den ernannten 
und gewählten Mitgliedern zu gewährenden Vergütungen oder Entſchädigungen 
beſchließt das Staatsminiſterium. Bis zu dem Beſchluſſe des Staatsminiſteriums 
wird das Verfahren durch das Schiedsgericht ſelbſt geregelt. Die geſamten Koſten 
des Verfahrens einſchließlich der Vergütungen oder Entſchädigungen werden durch 
das Schiedsgericht auf die Auseinanderſetzungsparteien verteilt. 


erh; 
Die Stadtverordnetenverſammlung beſteht aus 225 Mitgliedern. 


§ 9. 


(1) Für die Wahl der Stadtverordneten werden Wahlkreiſe gebildet. Die 
Wahlkreiseinteilung ergibt ſich aus der Anlage 1. Auf bie Wahlen der Stadt⸗ 
verordneten von Berlin finden die allgemein für die Wahlen von Stadtverordneten 
geltenden Vorſchriften mit folgenden Maßgaben Anwendung: 


1 


2, 


() Neben den Wahlvorſchlägen für die einzelnen Wahlkreiſe (Kreis- 
wahlvorſchläge) können Wahlvorſchläge für die ganze Stadt (Stadt- 
wahlvorſchläge) eingereicht werden. 

(2) Die Kreiswahlvorſchläge müſſen von mindeſtens hundert im 
Wahlkreis zur Ausübung der Wahl berechtigten Perſonen, die Stadt⸗ 
wahlvorſchläge müſſen von mindeſtens zweihundert in der Stadt Berlin 
Wahlberechtigten unterzeichnet werden. 

() Die Kreiswahlvorſchläge müſſen die Erklärung enthalten, welchem 
Stadtwahlvorſchlage die bei Zuteilung der Stadtverordnetenſitze nicht 
berückſichtigten Stimmen zugerechnet werden folen (Ziffer 2 Abf. 1). 

Lu) Will der Wähler feine Stimme zugleich für den zugehörigen 
Stadtwahlvorſchlag abgeben, fo muß der Stimmzettel eine Erklärung 
hierüber enthalten. Fehlt eine ſolche Erklärung, ſo darf der Stimm⸗ 
zettel keinem Stadtwahlvorſchlage zugerechnet werden. 

(5) Eine Verbindung von Wahlvorſchlaͤgen ift nur bei den Stadt- 
Wahlvorſchlägen zuläſſig. 

() Zur Ermittlung des Wahlergebniſſes ift zunächſt die Geſamtzahl 
der abgegebenen gültigen Stimmen durch 225 ($ 8) zu teilen und auf 
bieſe Weiſe der Wahlquotient feſtzuſtellen. Jedem Kreiswahlvorſchlage 
werden fo viel Stadtverordnetenſitze zugeteilt, als ſich die Zahl der für 
ihn abgegebenen Stimmen durch den Wahlquotienten voll teilen läßt. 
Die übrigbleibenden Stimmen und die Stimmen eines Kreiswahlvor⸗ 
ſchlags, für den weniger Stimmen abgegeben find, als der Wahlquotient 
beträgt, werden dem entſprechenden Stadtwahlvorſchlag angerechnet, 
ſoweit eine Anrechnung gemäß Ziffer 1 Abſ. 4 zuläſſig iſt. 

(2) Auf die Stadtwahlvorſchläge werden diejenigen Stadtverordneten⸗ 


fibe, über welche durch die Vertellung auf die Kreiswahlvorſchläge 


nicht verfügt iſt, nach den allgemein für die Stadtverordnetenwahlen 
geltenden Grundſätzen der Verhältniswahl aufgeteilt. 


(2) Die Anzahl und bie Grenzen der Wahlkreiſe können durch Gemeinde⸗ 
beſchluß abgeändert werden. 


9 10. 


Q) Die Stadtverordneten werden auf vier Jahre gewählt. 
6) Die ausſcheidenden Stadtverordneten bleiben bis zum Zuſammentritte 
der neuen Stadtverordnetenverſammlung in ihrem Amte. r 


8 11. 


(1) Der Magiſtrat beſteht aus höchſtens 30 Mitgliedern. Über die Feſt⸗ 
ſetzung der Zahl und über die Verteilung der Sitze auf beſoldete und unbeſoldete 
Mitglieder wird erſtmals durch die Stadtverordnetenverſammlung, ſpäter durch 
Gemeindebeſchluß entſchieden. 

(2) Der Erſte Bürgermeiſter führt die Amtsbezeichnung Oberbürgermeiſter, 
ſein Stellvertreter führt die Amtsbezeichnung Bürgermeiſter. 


9 12. 


(1) Die beſoldeten Mitglieder des Magiſtrats werden auf die Dauer von 
zwölf Jahren, die unbeſoldeten Mitglieder werden, und zwar nach den Grund⸗ 
ſätzen der Verhältniswahl, auf die Dauer von vier Jahren von der Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung gewählt. Schon vor Ablauf der Wahlzeit endet die Amts⸗ 
dauer der unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder, ſobald die Wahlzeit der Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung abgelaufen oder die Stadtverordnetenverſammlung aufgelöſt 
iſt. Die ausſcheidenden unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder bleiben jedoch bis zum 
Amtsantritte der neugewählten in ihrem Amte. 

(2) Wenn ein unbeſoldetes Mitglied des Magiſtrats die Wahl ablehnt oder 
nachträglich aus dem Magiſtrat ausſcheidet, tritt ohne Vornahme einer Erſatzwahl 
an ſeine Stelle der Bewerber, der nach der Wahlordnung an nächſter Stelle 
berufen iſt. Iſt ein folcher Bewerber nicht vorhanden, fo erfolgt eine Erſatzwahl 
in denſelben Formen wie die Wahl eines beſoldeten Magiſtratsmitglieds. Die 
unbeſoldeten Mitglieder des Magiſtrats werden nach Ablauf der Wahlzeit in ihre 
Geſamtheit neu gewählt. : 

(2) Die näheren Beſtimmungen über die Durchführung der Verhältniswahl 
werden durch Ortsgeſetz, erſtmalig durch eine vom Miniſter des Innern zu er⸗ 
laſſende Anordnung getroffen. 


§ 13. 


(1) Die Wahl der Stadtverordneten und der ſtimmfähigen Bürger zu den 
Verwaltungsdeputationen und »kommiſſionen ($ 59 der Städteordnung) erfolgt 
nach den Grundſätzen der Verhältniswahl für vier Jahre und mit der Maßgabe, 
daß die Amtsdauer ſchon vor Ablauf der Wahlzeit endet, ſobald die Wahlzeit der 
Sladtverordnetenverſammlung abgelaufen oder die Stadtverordnetenverſammlung 
aufgelöſt iſt. Die ausſcheidenden Stadtverordneten und ſtimmfähigen Bürger 
bleiben jedoch bis zum Amtsantritte der neugewählten in ihrer Tätigkeit. 

(2) Die näheren Beſtimmungen über die Durchführung der Verhältniswahl 
ſind durch Ortsgeſetz zu treffen. , 

(3) Durch Ortsgeſetz kann den Verwaltungsdeputationen und ⸗kommiſſionen 
die Befugnis zur Vertretung der Stadtgemeinde nach außen übertragen werden. 


= py 


§ 14. 


() Das Stadtgebiet wird nach Maßgabe der Anlage 2 in Verwaltungs- 
bezirke eingeteilt. ) E 
(3) Die Anzahl und die Grenzen ber Verwaltungsbezirke können burch 
Gemeindebeſchluß abgeändert werden, ſofern die beteiligten Bezirksverſammlungen 
der Abänderung zuſtimmen. Dabei muß ein Wahlkreis einen oder mehrere Ver⸗ 

waltungsbezirke ungeteilt umfaſſen. 

(e) Für jeden Verwaltungsbezirk werden zur Wahrnehmung der örtlichen 
Intereſſen, zur Durchführung der Selbſtverwaltung und zur Entlaſtung der 
ſtädtiſchen Körperſchaften der Stadtgemeinde Berlin eine Bezirksverſammlung und 
ein kollegiales Bezirksamt eingerichtet. 


Keck 

(1) Die Bezirksverſammlungen ($ 14) ſetzen fich zuſammen aus Stadt 

verordneten und ſtimmfähigen Bürgern Bezirksverordneten) nach Maßgabe der 

folgenden Beſtimmungen: 

I () Sofern fich der Verwaltungsbezirk mit dem Bezirk eines Wahl⸗ 
kreiſes deckt, gehören die ſämtlichen im Wahlkreis gewählten Stadt⸗ 
verordneten gleichzeitig der Bezirksverſammlung als Mitglieder an. 

(2) Sofern ein Wahlkreis aus mehreren Verwaltungsbezirken beſteht, 
verteilt die Stadtverordnetenverſammlung die in dieſem Wahlkreis ge⸗ 
wählten Stadtverordneten auf die Bezirksverſammlungen der beteiligten 

Verwaltungsbezirke. : 

6) Die auf die Stadtwahlvorſchläge gewählten Stadtverordneten 
werden von der Stadtverordnetenverſammlung auf die Bezirksver⸗ 
ſammlungen der einzelnen Verwaltungsbezirke verteilt. 

(4) Bei der Zuteilung von Stadtverordneten zu Bezirksverſammlungen 
ſollen nach Möglichkeit der Wohnſitz des Stadtverordneten in dem Bezirk 
oder ſonſtige perſönliche Beziehungen zu ihm berückſichtigt werden. 

2. () Die Bezirksverordneten werden nach den allgemein für die 
Stadtverordnetenwahlen geltenden Vorſchriften von der wahlberechtigten 
Bevölkerung des Verwaltungsbezirkes für die gleiche Wahlzeit wie die 
Stadtverordneten gewählt. 

(2) Es werden gewählt in Verwaltungsbezirken: 

mit weniger als 50 000 Einwohnern 15 Bezirksverordnete, 
mit 50 000 bis ausſchließlich 100 000 Einwohnern 30 Bezirks- 
verordnete, 
mit 100 000 bis ausſchließlich 200 000 Einwohnern 40 Be⸗ 
zirksverordnete, 
mit 200 000 und mehr Einwohnern 45 Bezirksverordnete. 
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(2) Die Beſtimmung im § 10 Abſ. 2 findet auf die Mitglieder der Bezirks. 
verſammlungen entſprechende Anwendung. 

(3) Die Wahlen der Stadtverordneten und der Bezirksverordneten finden 
gleichzeitig fatt. Die näheren Beſtimmungen über die Durchführung der Wahlen 
der Bezirksverordneten erläßt der Miniſter des Innern. 


; KE 
Die Bezirksverſammlung wählt aus ihrer Mitte jährlich einen Vorſitzenden 
und einen Schriftführer ſowie deren Stellvertreter. 


9 


(1) Die Bezirksverſammlung tritt zu regelmäßigen Sitzungen und außerdem 
ſo oft zuſammen, als die Geſchäfte es erfordern. Die Zuſammenberufung geſchieht 
durch den Vorſitzenden; die Art und Weiſe der Zuſammenberufung beſtimmt die 
Geſchäftsordnung. 

(2) Das beteiligte Bezirksamt iſt zu allen Sitzungen der Bezirksverſammlung 
unter Mitteilung der Tagesordnung einzuladen und kann ſich auch durch Beauf⸗ 
tragte vertreten laſſen. Die Vertreter des Magiſtrats und des Bezirksamts 
müſſen gehört werden, ſo oft ſie es verlangen. 


§ 18. 


(1) Die Bezirksverſammlung kann nur beſchließen, wenn mehr als die Hälfte 
der Mitglieder zugegen iſt. Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt, wenn die Mit⸗ 
glieder zum zweitenmal zur Verhandlung über denſelben Gegenſtand zufammen- 
berufen werden, weil die erſte Verſammlung nicht beſchlußfähig war. Bei der 
zweiten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen 
werden. 

(2) Die Beſchlüſſe werden mit Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Die von der Bezirksverſammlung vor⸗ 
zunehmenden Wahlen regeln ſich nach der in die Geſchäftsordnung aufzunehmenden 
Wahlordnung. Stimmenenthaltungen und ungültige Stimmen zählen mit zur 
Feſtſtellung der Beſchlußfähigkeit, nicht aber zur Berechnung der Mehrheit. 

6) Bei der Beratung und Abſtimmung über ſolche Gegenſtände, die das 
beſondere Privatintereſſe eines einzelnen Mitglieds der Bezirksverſammlung oder 
ſeiner Angehörigen berühren, darf dieſes Mitglied nicht zugegen ſein. 


i 6:19, 
(1) Die Sitzungen der Bezirksverſammlung find öffentlich. Für einzelne 
Gegenſtände kann durch beſonderen Beſchluß, welcher in geheimer Sitzung gefaßt 
wird, die Offentlichkeit ausgeſchloſſen werden. 
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(2) Der Vorſitzende leitet die Verſammlungen, eröffnet und ſchließt fie und 
handhabt die Ordnung. Er kann jeden Zuhörer aus dem Sitzungszimmer ent⸗ 
fernen laſſen, der durch öffentliche Zeichen des Beifalls oder Mißfallens die 
Verſammlung ſtört oder Unruhe irgendwelcher Art verurſacht. = 


6 20. 

Die Beſchlüſſe der Bezirksverſammlung find in ein beſonderes Buch ein, 
zutragen. Die Eintragungen find vom Vorſitzenden zu unterzeichnen. Alle Befchlüffe 
ſind dem Bezirksamt mitzuteilen. 


S21; 
Die Bezirksverſammlung gibt fich ihre Geſchäftsordnung ſelbſt. 


9822. 

(1) Die Bezirksverſammlung hat im Rahmen der von den ſtädtiſchen Körper 
ſchaften aufgeſtellten Grundſätze über alle Angelegenheiten des Bezirkes zu beſchließen. 

(2) Der Bezirksverſammlung liegt die Aufficht über die Verwaltung der⸗ 
jenigen ſtädtiſchen Einrichtungen und Anſtalten ihres Verwaltungsbezirkes ob, die 
vorwiegend den Intereſſen des Verwaltungsbezirkes zu dienen beſtimmt ſind. Sie 
ſtellt jährlich als Unterlage für den ſtädtiſchen Haushalt eine Überſicht über den 
Bedarf dieſer Anſtalten und Einrichtungen zuſammen und reicht ſie als Antrag 
durch Vermittlung des Bezirksamts dem Magiſtrat ein. Bei der Aufſtellung des 
Haushaltsplans der Stadt Berlin ſollen für die Bedürfniſſe der Bezirke beſondere 
Voranſchläge beſchloſſen und den Bezirken zur Durchführung überwieſen werden. 
Für die Durchführung ſoll den Bezirksorganen ein angemeſſener Spielraum ein⸗ 
geräumt werden. : 

(al Die Ausführung der Beſchlüſſe der Bezirksverſammlung erfolgt, abge 
ſehen von der Durchführung der Geſchäftsordnung, durch das Bezirksamt. 

(+) Die Bezirksverſammlung iſt berechtigt, fich von der Ausführung ihrer 
Beſchlüſſe und von der Verwendung der für die örtlichen Einrichtungen und 
Anſtalten des Verwaltungsbezirks (Abſ. 2) bereitgeſtellten Mittel Überzeugung zu 
verſchaffen. Sie kann zu dieſem Zwecke von dem Bezirksamt die Einſicht der 
Akten verlangen. : ; 

(6) Der Bezirksverſammlung obliegt die Wahl aller Ehrenbeamten des Bezirkes. 

(6) Wünſche, Anregungen und Anträge, die fich auf ihren Verwaltungsbezirk 
beziehen, hat die Bezirksverſammlung durch Vermittlung des Bezirksamts an die 
ſtädtiſchen Körperſchaften zu leiten. b 

(7) Durch Gemeindebeſchluß kann die Zuſtändigkeit der Bezirksverſammlung 
erweitert werden. 

§ 23. 

(1) Die Bezirksämter beſtehen aus ſieben Mitgliedern, die durch die Bezirks⸗ 

verſammlung gewählt werden. a 
23 
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(2) Die Wahl des Vorſitzenden und ſeines Stellvertreters erfolgt durch die 
Bezirksverſammlung. 

(e) Bei der erſtmaligen Beſtellung der Mitglieder des Bezirksamts werden 
der Vorſitzende und der Stellvertreter vom Magiſtrat ernannt. 

() Die Mitglieder des Bezirksamts werden in der Regel beſoldet die Be- 
ſoldung wird burch Ortsgeſetz geregelt. Inſoweit eine Befoldung gewährt wird, 
erfolgt die Wahl auf zwölf, ſonſt auf vier Jahre. Schon vor Ablauf der Wahl⸗ 
zeit endet die Amtsdauer der unbeſoldeten Mitglieder des Bezirksamts, ſobald die 
Wahlzeit der Stadtverordnetenverſammlung abgelaufen oder dieſe aufgelöſt iſt. 
Die Beſtimmung des § 10 Abſ. 2 findet auf die unbeſoldeten Mitglieder des 
Bezirksamts entſprechende Anwendung. 

(6) Der Vorſitzende des Bezirksamts führt die Amtsbezeichnung Bürgermeiſter, 
die Mitglieder führen die Amtsbezeichnung Stadtrat. 

(6) Die Zahl der Mitglieder des Bezirksamts kann durch Ortsgeſetz erhöht 
werden; in dieſem iſt auch gegebenenfalls Das Verhältnis der Zahl der beſoldeten 
und der unbeſoldeten Mitglieder zu regeln. . 


§ 24, 

(1) Die Bezirksämter können nur beſchließen, wenn mindeſtens die Hälfte 
ihrer Mitglieder zugegen iſt. 

(2) Die Einberufung zu den Sitzungen erfolgt durch den Vorſitzenden, dem 
auch die Leitung der Sitzung obliegt. 

(3) Die Beſchlüſſe werden mit Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit 
gilt ein Antrag als abgelehnt. 

(e) Bei der Beratung und Abſtimmung über folde Gegenſtände, die das 
beſondere Privatintereſſe eines einzelnen Mitglieds des Bezirksamts oder ſeiner 
Angehörigen berühren, darf dieſes Mitglied nicht zugegen fein. 

(5) Vertreter des Magiſtrats müſſen in der Sitzung des Bezirksamts ge⸗ 
hört werden, ſo oft ſie es verlangen. 

(e) Auf bie Mitglieder des Bezirksamts finden die für die Magiſtrats⸗ 
mitglieder geltenden Beſtimmungen Anwendung, ſoweit ſich nicht aus dieſem Geſetz 
etwas anderes ergibt. Die Diſziplinargewalt gegenüber den Bürgermeiſtern ſteht 
dem Oberbürgermeiſter, gegenüber den anderen Mitgliedern des Bezirksamts und 
den Beamten des Bezirkes dem Bürgermeiſter des Bezirksamts zu. 


§ 25. 

() Die Bezirksämter find die Bezirksverwaltungsbehörden. Sie find aus⸗ 
führende Organe des Magiſtrats und haben nach den vom Magiſtrat aufgeſtellten 
Grundſätzen die Geſchäfte zu führen, die der Magiſtrat ihnen zuweiſt. Sie unter- 
ſtehen der Kontrolle des Magiſtrats. 

5 (2) Vor der Beſchlußfaſſung über 

1. den Haushaltsplan, 
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2. die Abgrenzung der Verwaltungsbefugniſſe zwiſchen den ſtädtiſchen 
Körperſchaften und den Bezirksverwaltungen, 

3. die Einſprüche gemäß § 27 dieſes Geſetzes 
hat der Magiſtrat die Vorſitzenden der Bezirksämter in gemeinſamer Beratung, 
u hören. 
. (3) Den Bezirksämtern liegt die Verwaltung der ſtädtiſchen Einrichtungen 
und Anſtalten ihres Verwaltungsbezirkes ob, ſoweit ſie nicht durch den Magiſtrat 
unmittelbar verwaltet werden. Den Bezirksämter ſteht die Ernennung ihrer 
ſämtlichen Beamten zu, unbeſchadet des Rechtes des Magiſtrats zur Verſetzung 
von Beamten im Intereſſe des Dienſtes; die Gründe für ſolche Sen find 
den beteiligten Bezirksämtern mitzuteilen. Den Bezirksämtern kann durch Orts- 
geſetz die Befugnis, die Stadtgemeinde nach außen zu vertreten, übertragen werden. 

(4) Den Bezirksämtern liegt die Vermittlung zwiſchen den Bezirksver⸗ 
ſammlungen und den ſtädtiſchen Körperſchaften ob. 


SE 

(1) Durch übereinſtimmenden Beſchluß der Bezirksverſammlung und des 
Bezirksamts können zur dauernden Verwaltung oder Beaufſichtigung einzelner 
Geſchäftszweige ſowie zur Erledigung vorübergehender Aufträge beſondere Bezirks⸗ 
deputationen entweder aus Mitgliedern beider Bezirksbehörden oder aus letzteren 
und aus ſtimmfähigen Bürgern gewählt werden. Zu dieſen Deputationen, welche 
in allen Beziehungen dem Bezirksamt untergeordnet ſind, werden die Stadtver, 
ordneten, Bezirksverordneten und ſtimmfähigen Bürger von der Bezirksverſamm⸗ 
lung gewählt, die Bezirksamtsmitglieder von dem Bezirksbürgermeiſter ernannt, 
der auch aus den letzteren den Vorſitzenden zu bezeichnen hat; durch Ortsgeſetz 
kann den Bezirksdeputationen das Recht, die Stadtgemeinde nach außen zu ver- 
treten, übertragen werden. 
) (2) Den Bezirksamtern liegt die Vermittlung E den Bezirksdepu⸗ 
tationen und den ſtädtiſchen Körperſchaften ob. 


§ 27. 

Dem Magiſtrate bleibt es in allen Fällen vorbehalten, die Ausführung von 
Beſchlüſſen der Bezirksverſammlungen, der Bezirksämter und der Bezirksdeputationen 
zu verhindern, wenn es das Gemeinſchaftsintereſſe dringend erheiſe ht oder wenn 
die Beſchlüſſe der Bezirksbehörden ihre Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze 
verletzen. In dem Beſchluſſe, durch den der Magiſtrat die Ausführung von Be⸗ 
ſchlüſſen der Bezirksverſammlung verhindert, ſind die Gründe der Beanſtandung 
anzuführen. 

8 28. 

(1) Findet in dem Falle des § 27 eine Einigung nicht ſtatt, fo kann jede 
beteiligte Körperſchaft binnen zwei Wochen vom Tage der Bekanntgabe der Be⸗ 
anſtandung eine Schiedsſtelle en die engültig beſchließt. 

23* 
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(2) Die Schiedsſtelle fegt fich zuſammen aus zwei von der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung und zwei von den Bezirksverſammlungen gewählten Mitgliedern, 
zu denen ein von ihnen gewählter Obmann als Vorſitzender tritt. Wird keine 
Einigung über den Obmann erreicht, ſo wird er von dem Oberpräſidenten ernannt. 

(3) Im übrigen wird die Zuſammenſetzung und das Verfahren vor der 
Schiedsſtelle durch Gemeindebeſchluß geregelt mit der Maßgabe, daß grundſätzlich 
der in einem Beanſtandungsfalle beteiligte Bezirk bei der Entſcheidung über dieſen 
Fall in der Schiedsſtelle vertreten ſein muß. 


6 29. 

() Durch übereinſtimmenden Beſchluß der Bezirksverſammlung und des 
Bezirksamts kann mit Genehmigung des Magiſtrats ein Verwaltungsbezirk in 
Ortsbezirke (§ 60 der Städteordnung) eingeteilt werden. . 

(2) Jedem Ortsbezirke wird ein Ortsbezirksvorſteher und ein Stellvertreter 
vorgeſetzt, die von der Bezirksverſammlung, ſoweit ſie beſoldet ſind, auf zwölf 
Jahre, ſonſt auf vier Jahre gewählt und von dem Bezirksamt beſtätigt werden. 
Durch übereinſtimmenden Beſchluß der Bezirksverſammlung und des Bezirksamts 
kann beſtimmt werden, daß die Ortsbezirksvorſteher in Ortsbezirken von größerer 
Bedeutung die Amtsbezeichnung Bürgermeiſter erhalten. 

(3) Die Ortsbezirksvorſteher unterliegen der Aufſicht des Bezirksamts und 
find verpflichtet, feinen Anordnungen Folge zu leiſten, es namentlich in den ört⸗ 
lichen Geſchäften des Ortsbezirkes zu unterſtützen. . 

(a) Den Ortsbezirksvorſtehern können durch übereinſtimmenden Beſchluß der 
Bezirksverſammlung und des Bezirksamts mit Genehmigung des Magiſtrats Bei- 
räte aus den ſtimmfähigen Bürgern des Ortsbezirkes beigegeben werden; in dem 
Beſchluſſe find auch Beſtimmungen über die Zuſammenſetzung und die Befugniffe 
der Beiräte zu treffen. Wo Beiräte bereits beſtellt ſind, ſteht ihnen ein Vor⸗ 
ſchlagsrecht für die Beſtellung des Ortsbezirksvorſtehers zu. Die Beiräte werden 
von den ſtimmfähigen Bürgern des Ortsbezirkes nach den Grundſätzen der Ver⸗ 
hältniswahl gewählt. 

- 65) Auf übereinſtimmenden Antrag der Bezirksverſammlung und des Be 
zirksamts eines Verwaltungsbezirkes können durch Ortsgeſetz dem Ortsbezirksvor⸗ 
ſteher beſondere Befugniſſe, insbeſondere die Befugnis, die Stadtgemeinde nach 
außen zu vertreten, übertragen werden. 

9 30. 

Durch Ortsgeſetz kann beſtimmt werden, daß den ehrenamtlich tätigen 
Bürgern Erſatz für bare Auslagen und gegebenenfalls für entgangenen Arbeits⸗ 
verdieuſt gewährt wird. 

) 631. 

Ehrenamtlich tätige Bürger einſchließlich der Mitglieder der Verwaltungs⸗ 

deputationen können durch Gemeindebeſchluß oder in den Fällen der §§ 26 und 
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29 durch übereinſtimmenden Beſchluß der Bezirksverſammlung und des Bezirks— 
amis vor Ablauf ihrer Wahlzeit von ihren Amtern entbunden werden. Auf das 
Ehrenamt als Stadtverordneter und unbeſoldetes Magiſtrats- und Bezirksamts⸗ 
mitglied findet die Beſtimmung keine Anwendung. 


8 32 
(1) Die Beſtimmungen der ÇE 7, 8, 12 bis 28 Abf. 1, §§ 30, 31 und 
75 Abſ. 2 der Städteordnung finden auf die neue Stadtgemeinde Berlin keine 
Anwendung. 
(2) Die übrigen Beſtimmungen der Städteordnung und der ſonſt auf Stadt⸗ 
gemeinden bezüglichen Geſetze finden Anwendung auf die neue Stadtgemeinde 
Berlin, ſoweit nicht in dieſem Geſetz Abweichungen vorgeſehen ſind. 


§ 33. 

() Der neue Stadtkreis Berlin bildet den neuen Ortspolizeibezirk Berlin. 
Ortspolizeibehörde iſt der Polizeipräſident von Berlin. Mit dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes verliert das Geſetz vom 12. Juni 1889 (Geſetzſamml. S. 129) 
auch für alle diejenigen Gebietsteile des neuen Stadtkreiſes Berlin, für welche es 
bisher noch wirkſam war, ſeine Geltung; die Beſtimmungen des Geſetzes vom 
12. Juni 1889 finden in derſelben Weiſe wie für die Kreiſe Teltow und Nieder⸗ 
barnim oder Teile dieſer Kreiſe auch auf den Kreis Oſthavelland oder Teile 
dieſes Kreiſes Anwendung. 

(2) Die Geſetze vom 13. Juni 1900 GGeſetzſamml. S. 247), 27. März 1907 
(Geſetzſamml. S. 37), 7. März 1908 (Geſetzſamml. S. 21) und 23. Juni 1909 
(Geſetzſamml. S. 533) werden aufgehoben. 


§ 34. 

Der Bezirk des Landarmenverbandes des Stadtkreiſes Berlin erweitert ſich 
entſprechend der Begrenzung des neuen Stadtkreiſes Berlin. Der Bezirk des 
Landarmenverbandes der Provinz Brandenburg wird auf den Umfang dieſer 
Provinz beſchränkt. ; 

Ke 

Der § 368 Ab. 3 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. 
S. 53) wird dahin abgeändert, daß bei der Wahl des Waſſerbeirats für di; 
Provinz Brandenburg und die neue Stadtgemeinde Berlin die Hälfte der ſonſt 
von dem Provinziallandtage zu wählenden Mitglieder von dem Magiſtrat und der 
Stadtverordnetenverſammlung der neuen Stadtgemeinde Berlin gewählt werden. _ 


§ 36. 
Das Geſchäftsgebiet der Städtefeuerſozietät der Provinz Brandenburg fo- 
wie das Geſchäftsgebiet der Landfeuerſozietät der Provinz Brandenburg erfahren 
durch dieſes Geſetz keine Einſchränkung, unbeſchadet der Ausdehnung des Geſchäfts⸗ 


+ 


— 136 — 


gebiets der ſtädtiſchen Feuerſozietät von Berlin auf das geſamte Gebiet der neuen 
Stadtgemeinde Berlin. Der Verſicherungszwang der ſtädtiſchen Feuerſozietät von 
Berlin erſtreckt ſich nicht auf die neu hinzutretenden Gebietsteile. £ 


Gl ~ 

Das Geſchäftsgebiet der Stadtſchaft der Provinz Brandenburg erfährt 
durch dieſes Geſetz keine Einſchränkung, unbeſchadet der Befugnis des Berliner 
Pfandbriefinſtituts, ſeinen Geſchäftsbereich auf das geſamte Gebiet der neuen Stadt⸗ 
gemeinde Berlin auszudehnen. 

3 § 38. 

§ 26 des Zweckverbandsgeſetzes vom 19. Juli 1911 (Geſetzſamml. S. 115) 
wird inſoweit abgeändert, daß an Stelle der Beſchlußbehörde für Groß Berlin der 
Oberpräſident tritt. 

$ 39. 

Bis zum Erlaſſe neuer Beſtimmungen gelten für den Bezirksausſchuß der 
neuen Stadtgemeinde Berlin folgende Vorſchriften: 

1. () Der $ 43 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 195) findet mit folgenden Maßgaben Anwendung: 

(2) Der Bezirksausſch ß beſteht aus zwei oder mehreren Abteilungen, auf 
welche die Dienſtgeſchäfte nach ſachlichen Merkmalen verteilt werden. 

(at Der Präſident und die ernannten Mitglieder gehören allen Abteilungen 
an, ſofern nicht für jede Abteilung beſondere Mitglieder ernannt werden. 

(a) Für jede der Abteilungen werden je vier Mitglieder und Stellvertreter 
durch den Magiſtrat und die Stadtverordnetenverſammlung unter dem Vorſitz des 
Oberbürgermeiſters nach den Grundſätzen der Verhältniswahl jedesmal auf ſechs 
Jahre gewählt. Die Wahl der Mitglieder und der Stellvertreter hat auf Grund 
getrennter Wahlvorſchläge zu erfolgen. 

(5) Die Wahlzeit der bisherigen gewählten Mitglieder (Stellvertreter) endet 
mit Ablauf des Monats, in dem die Neuwahl ſtattfindet. 

2. Die Beſtimmungen der §§ 12 und 13 des Landesverwaltungsgeſetzes 
vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. S. 195) finden auf den Bezirksausſchuß der 
neuen Stadtgemeinde keine Anwendung. 

3. Die näheren Anordnungen über die Zahl der Abteilungen und die Ver⸗ 
teilung der Dienſtgeſchäfte auf dieſe, ferner über den Zeitpunkt des Amtsbeginns 
der neugewählten Mitglieder (Stellvertreter) ſowie über die Durchführung der 
Verhältniswahl erläßt der Miniſter des Innern. 


§ 40. 
(1) Der § 37 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 195) findet für den neuen Stadtkreis Berlin mit folgenden Maf- 
gaben Anwendung: z | 
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(2) Bei dem Stadtausſchuß des neuen Stadtkreiſes Berlin können durch 
Ortsgeſetz je nach dem Bedürfnis Abteilungen für einzelne Teile des Stadtkreiſes 
und für einzelne Geſchäftszweige gebildet werden; dabei werden die Geſchäfte des 
Stadtausſchuſſes von Mitgliedern der Bezirksämter wahrgenommen. Die für den 
Stadtausſchuß gegebenen Vorſchriften gelten ſinngemäß für jede Abteilung des 
Stadtausſchuſſes. Die Wahl der Mitglieder der einzelnen Abteilungen des Stadt⸗ 
ausſchuſſes erfolgt durch den Magiſtrat. 


§ 41. 

Bis zum Erlaß eines Geſetzes über die Neuordnung des Gerichtsweſens 
der neuen Stadtgemeinde Berlin behalten die dazugehörigen Gerichte ihre bis— 
herigen Bezirke. 

§ 42. 

() Die neue Stadtgemeinde Berlin bildet einen eigenen Schulverband im 
Sinne des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes vom 28. Juli 1906 (Geſetzſamml. S. 335). 

(2) Aber die Angelegenheiten des Volfs- mittleren und höheren Schul 
weſens beſchließen, ſoweit fie nach den geſetzlichen Beſtimmungen von den Ge 
meindebehörden zu verwalten ſind, die Behörden der Bezirke im Rahmen der von 
den ſtädtiſchen Körperſchaften aufgeſtellten Grundſätze. 

(e) Über die Angelegenheiten des Fach- und Fortbildungsſchulweſens be- 
ſchließen die ſtädtiſchen Körperſchaften vorbehaltlich der von ihnen zu regelnden 
Beteiligung der Bezirksbehörden. 

§ 43. 

() In jedem Verwaltungsbezirke werden für die höheren Lehranſtalten ein 
Bezirksſchulausſchuß (§ 26), für die mittleren und Volksſchulen eine Bezirksſchul⸗ 
deputation gebildet. Inſoweit jedoch bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes Kuratorien 
für die höheren Lehranſtalten vorhanden ſind, bleiben ſie mit ihren bisherigen 
Befugniſſen beſtehen. : 

e) Die Bezirksſchuldeputationen handeln in Angelegenheiten der ftaatlichen 
Juſtändigkeit als Organe der Schulaufſichtsbehörde und find verpflichtet, inſoweit 
deren Anordnungen Folge zu leiſten. Für die Bezirksſchuldeputationen find, ſoweit 
fich nicht aus dieſem Geſetz ein anderes ergibt, die allgemein für ſtädtiſche Schul- 
deputationen erlaſſenen Vorſchriften maßgebend. 


$ 44. 

() Auf die Zuſammenſetzung der Bezirksſchuldeputationen finden die für 
ſtädtiſche Schuldeputationen geltenden geſetzlichen Vorſchriften. mit der Maßgabe 
Anwendung, daß an die Stelle des Bürgermeiſters der Vorſitzende des Bezirks- 
amts, an die Stelle des Gemeindevorſtandes das Bezirksamt und an die Stelle 
der Stadtverordnetenverſammlung die Bezirksverſammlung tritt, ferner daß die 
Wahlen auf die Dauer von vier Jahren erfolgen und die Gewählten berechtigt 
ſind, ihr Amt nach zwei Jahren niederzulegen. 
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e) Die Bildung von Schulkommiſſionen nach § 45 des Volksſchulunker⸗ 
haltungsgeſetzes erfolgt mit der Maßgabe des vorſtehenden Abſatzes. 


§ 45. 

(1) Staatliche Aufſichtsbehörde für ſämtliche öffentlichen und privaten 
Schulen der neuen Stadtgemeinde Berlin iſt das Provinzialſchulkollegium in 
Berlin. 

(e) Für das Fach- und Fortbildungsſchulweſen iſt beim Provinzialſchul⸗ 
kollegium eine beſondere Abteilung zu bilden, die dem Miniſter für Handel und 
Gewerbe unterſteht. ; e 

(3) Das Provinzialſchulkollegium hat vor der Entſcheidung über Anträge 
und Anregungen der Bezirksſchulausſchüſſe und Bezirksſchuldeputationen in allen 
Fragen, die in ihrer Bedeutung über die Intereſſen eines einzelnen Verwaltungs⸗ 
bezirkes hinausgehen, den Magiſtrat zu hören. 


8 46. 
(1) Die Wahlen der Lehrer und Lehrerinnen einſchließlich der Direktoren 
und Rektoren werden vorbereitet: 
a) für die Fach- und Fortbildungsſchulen durch den Magiſtrat, gegebenenfalls 
nach Anhörung der für die zuſtändigen Kuratorien und Fachausſchüſſe ; 
p) für die höheren Schulen durch den Bezirksſchulausſchuß / 
e) für die Volks⸗ und mittleren Schulen durch die Bezirksſchuldeputation. 
(e) Die Wahlen ſelbſt erfolgen vorbehaltlich der Rechte der Schul⸗ 
aufſichtsbehörde: 8 
a) für die Fach- und Fortbildungsſchulen durch den Magiſtrat , 
b) für die höheren Schulen und für die Volks- und mittleren Schulen 
durch das betreffende Bezirksamt. f 
(3) Der Magiſtrat ift berechtigt, nach Anhörung der beteiligten Bezirks- 
ämter Lehrer und Lehrerinnen einſchließlich der Schulleiter im Intereſſe des 
Dienſtes in einem anderen Bezirke zu verwenden. Die Gründe für ſolche 
anderweite Verwendung ſind den beteiligten Bezirksämtern mitzuteilen. Dieſe 
Maßnahme gilt nicht als eine Verſetzung im Sinne des § 31 des Lehrerbeſoldungs⸗ 
geſetzes vom 26. Mai 1909 Geſetzſamml. S. 85) und des § 87 Nr. 1 des 
Diſziplinargeſetzes vom 21. Juli 1852 Geſetzſamml. S. 465). 


KAY, 

() Das Vermögen der innerhalb der neuen Stadtgemeinde Berlin belegenen 
bisherigen Schulverbände und Geſamtſchulverbände geht als Ganzes mit allen 
Rechten und Pflichten auf den neuen Schulverband Berlin über. 

(2) Geſamtſchulverbände, die nur mit einem Teile ihres bisherigen Schul 
bezirkes innerhalb des Stadtbezirkes der neuen Stadtgemeinde Berlin belegen ſind, 
werden aufgelöſt. Darüber, ob die Reſtbezirke eigene Schulverbände bilden oder 
mit anderen Schulverbänden zu neuen Geſamtſchulverbänden vereinigt werden, 
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ſowie über die vermögensrechtliche Auseinanderſetzung zwiſchen den beteiligten 
Schulverbänden bezw. Geſamtſchulverbänden beſchließt nach Maßgabe der 883 
und 4 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes die Regierung in Potsdam als Schul⸗ 
aufſichtsbehörde auch da, wo der neue Schulverband Berlin beteiligt ift. 

(3) Soweit einzelne Schulen eigene Rechtsperſönlichkeit beſitzen, bleiben die 
ihnen hieraus zuſtehenden Rechte unberührt. 


948. | 


4) Das für Zwecke des öffentlichen Schulweſens gewidmete Vermögen der 
bisherigen Schulverbände und Geſamtſchulverbände bleibt ſeinen bisherigen Zwecken 
erhalten, ſofern nicht die zuſtändige Bezirksſchuldeputation mit Genehmigung der 
Schulaufſichtsbehörde einer anderweiten Verwendung zuſtimmt. Die Vorſchriften 
der $$ 25 und 26 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes finden ſinngemäß Anwendung. 

(2) Rechte und Pflichten der Kirchengemeinden und fonftiger Dritter (98 27 
bis 32 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes) bleiben beſtehen. 


e) Soweit bisher gemäß § 14 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes Beträge 
für Koſten von Volksſchulbauten angeſammelt ſind, iſt der neue Schulverband 
Berlin mit Zuſtimmung der zuſtändigen Bezirksſchuldeputation zu ihrer freien 
Verwendung auch für andere als Bauzwecke berechtigt. Jedoch foll die Verwendung 
tunlichſt für Zweckeerfolgen, die denen, für die fie angeſammelt find, ähnlich find. 


8 49. 


(1) Die in dem neuen Schulverbande Berlin aufgegangenen Schulverbände 
und Geſamtſchulverbände ſcheiden aus der Alterszulagenkaſſe, Ruhegehaltskaſſe und 
Witwen⸗ und Waiſenkaſſe für Volksſchullehrer des Regierungsbezirkes Potsdam aus. 

e) Hinſichtlich der Elementarlehrer⸗Witwen⸗ und Waiſenkaſſe in Potsdam 
verbleibt es bei den beſtehenden Beſtimmungen. In ihrem Geſchäftsbereiche bildet 
die Regierung in Potsdam auch ferner die Verrechnungs, und Zahlſtelle für die 
an die neue Stadtgemeinde Berlin fallenden Städte und Ortſchaften. 

6) Der neue Schulverband Berlin übernimmt die Zahlung der Alters- 
zulagen an die in ihm angeſtellten Lehrkräfte, ferner für alle diejenigen che 
maligen Lehrkräfte, die zuletzt in einer nunmehr zum neuen Schulverbande Berlin 
gehörigen Schulſtelle endgültig angeſtellt waren, die Zahlung der Ruhegehälter 
mit Ausnahme des geſetzlichen Staatsbeitrags zu jedem Ruhegehalte ſowie die 
Zahlung der Hinterbliebenenbezüge mit Ausnahme der von der Elementarlehrer⸗Witwen⸗ 
und Waiſenkaſſe in Potsdam zu zahlenden Witwen⸗ und Waiſengelder. 

() Diejenigen Witwen und Waiſen, denen bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
Witwen- und Waiſengelder aus der Staatskaſſe auf Grund des § 14 Abf. 1 des 
Geſetzes vom 4. Dezember 1899 (Geſetzſamml. S. 587) gezahlt werden, erhalten 
dieſelben Bezüge aus der Staatskaſſe weiter. ; 


24 


= 10 


§ 50. 
Soweit für die bisherigen Schulverbände und Geſamtſchulverbände die 
geſetzlichen Beſoldungsbeiträge und Juſchüſſe aus der Staatskaſſe (89 43 bis 46 
Soweit für die bisherigen Schulverbände und Geſamtſchulverbände hielt 
geſetzlichen Beſoldungsbeiträge und Zuſchüſſe aus der Staatskaſſe (89 43 bis 46 
des Lehrerbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 [Geſetzſamml. S. 85) gezahlt 


v Tanna a aara th aetas maa Katot a~ 
Die Anſtellung der Lehrkräfte an den öffentlichen Volksſchulen der neuen 
Stadtgemeinde Berlin erfolgt nach den Vorſchriften der ER 58 bis 62 des Volks⸗ 
ſchulunterhaltungsgeſetzes mit der Maßgabe, daß in allen Fällen, in denen eine 
Stelle durch den Tod ihres Inhabers in den Monaten Juni und November frei 
wird, die Beſetzung durch Wahl aus drei von der Schulaufſichtsbehörde als 
befähigt Bezeichneten oder, ſoweit es ſich um eine mit Leitungsbefugniſſen 
verbundene Stelle handelt, durch die Schulaufſichtsbehörde zu erfolgen hat. 


$ 52. 
Die Beſtätigung der Wahl ber Lehrer an höheren Lehranſtalten ſowie an 
Fach⸗ und Fortbildungsſchulen ſteht dem Provinzialſchulkollegium, der Direktoren 
an höheren Lehranſtalten der Preußiſchen Staatsregierung, an Fach⸗ und gort- 
bildungsſchulen dem Miniſter für Handel und Gewerbe zu. 


§ 53. 

Bis zum Erlaß einer neuen Städteordnung gelten für die neue Stadt⸗ 

gemeinde Berlin folgende Vorſchriften: 

1. Das Bürgerrecht in der neuen Stadtgemeinde Berlin ſteht denjenigen 
Perſonen zu, die für die Dauer der Gültigkeit der Verordnung vom 
24. Januar 1919 (Geſetzſamml. S. 13) gemeindewahlberechtigt ſind. 

Das aktive Wahlrecht ſteht nur den Bürgern zu, welche ſchon zu dem 

Zeitpunkt des Beginns der Auslegung der Wählerliſten im Beſitze des 
Bürgerrechts find und ſeit einem Jahre ihren Wohnſitz im Sinne des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs im Bezirke der Stadtgemeinde Berlin haben. 

3. Die Wahlen zur Stadtverordnetenverſammlung finden in ſämtlichen 
Wahlkreiſen an demſelben Tage, und zwar an einem Sonntage ober 
öffentlichen Ruhetage ſtatt. Wegen der An⸗ und Auslegung ſowie der 
endgültigen Feſtſtellung der Wählerliſten und wegen der Durchführung 
der Wahlen erläßt der Miniſter des Innern die erforderlichen Be⸗ 
ſtimmungen. 

4. Fällt eine Vorausſetzung der Wählbarkeit während der Wahlzeit fort, 
ſo ſcheidet der Stadtverordnete aus der Stadtverordnetenverſammlung 
aus. Beſtreitet der Stadtverordnete, daß der Fall des Ausſcheidens 
vorliegt, ſo beſchließt hierüber die Stadtverordnetenverſammlung. Gegen 
den Beſchluß Debt dem Stadtverordneten die Klage im Verwaltungs- 
ſtreitverfahren zu; die Klage hat keine aufſchiebende Wirkung, jedoch 
tritt ein Erſatzmann nicht vor rechtskräftiger Entſcheidung ein. 


N 
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5. Falls für Beſchlüſſe der Stadtverordnetenverſammlung die Stimmen- 
mehrheit entſcheidend iſt, gilt bei Stimmengleichheit ein Antrag als 
abgelehnt. 

6. Bei einer Neuwahl der Stadtverordnetenverſammlung muß die neue 
Stadtverordnetenverſammlung binnen vier Wochen nach dem Wahltag 
zuſammentreten. Den näheren Zeitpunkt beſtimmt der Magiſtrat. 


§ 54. 
Die in den bisherigen Gemeinden geltenden Gemeindebeſchlüſſe, Orts, 
ſtatuten, allgemeinen Gewohnheitsrechte und Obſervanzen, insbeſondere die Ord⸗ 
nungen (Obſervanzen, Statuten, Regulative uſw.) über die Aufbringung von. 
Gebühren, Beiträgen, indirekten oder direkten Steuern oder Naturaldienſten ſowie 
die für die einzelnen Teile des Gebiets der neuen Stadtgemeinde Berlin bisher 
geltenden Polizeiverordnungen bleiben bis zur anderweiten Regelung durch die 
nunmehr hierfür zuſtändigen Stellen in Kraft, ſoweit ihre Beſtimmungen oder 
ihr Inhalt nicht gegen dieſes Geſetz verſtoßen. Entſprechendes gilt für die 
Gutsbezirke. 
$ 55. 


D) Die beſoldeten Beamten der in der neuen Stadtgemeinde Berlin 
zuſammengeſchloſſenen Gemeinden und Gutsbezirke, der aus dieſen Körperſchaften 
gebildeten Amtsverbände ſowie des Verbandes Groß Berlin ſind, gegebenenfalls 
gegen Erſtattung der notwendigen Umzugskosten, verpflichtet, gleichwertige Amter 
in der neuen Stadtgemeinde Berlin zu übernehmen. Im Weigerungsfalle iſt die 
neue Stadtgemeinde Berlin von ihren Verpflichtungen gegen dieſe Perſonen ent- 
bunden. Dieſe Folge tritt, vorbehaltlich der Nachprüfung im ordentlichen Rechts⸗ 
wege, erſt ein, wenn ſich der Beamte der Entſcheidung des Oberpräſidenten (§ 57) 
nicht unterwirft. 5 

(2) Die Gehalts, Ruhegehalts⸗ und Hinterbliebenenverſorgungsanſprüche 
auf Grund des früheren Dienſtverhältniſſes werden durch die Übernahme in den 
Dienſt der neuen Stadtgemeinde Berlin nicht berührt das neue Dienſteinkommen 
iſt aber nicht deswegen als geringer anzuſehen, weil die Gelegenheit zur Ver⸗ 
waltung von Nebenämtern nicht wieder gewährt wird oder weil die für Dienſt⸗ 
unkoſten beſonders ausgeſetzten Einnahmen mit dieſen Unkoſten ſelbſt fortfallen. 

6) Der Magiſtrat iſt mit Zuſtimmung der Stadtverordnetenverſammlung 
berechtigt, in Fällen, in denen die Anwendung der vorſtehenden Beſtimmungen 
zu beſonderen Härten für die Betroffenen oder deren Hinterbliebene führen würde, 
abweichende Beſtimmungen zugunſten eines Beamten oder ſeiner Hinterbliebenen 
zu treffen. 


§ 56. 

Die Beamten der Landesverſicherungsanſtalt Brandenburg, die infolge 
Durchführung dieſes Geſetzes in ihren früheren Amtern nicht weiter beſchäftigt 
werden können, ſind berechtigt, zu verlangen, daß ihnen gleichwertige Amter bei 
der Landesverſicherungsanſtalt Berlin eingeräumt werden. Die Landesverſiche⸗ 

; 24° 
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rungsanſtalt Berlin iſt zur Einſtellung dieſer Beamten verpflichtet, ſoweit ſie 
gleichwertige Amter zur Verfügung hat. Die Gehalts-, Ruhegehalts⸗ und Hinter- 
bliebenenverſorgungsanſprüche dieſer Beamten bürfen durch die Übernahme in den 
Dienft der Landesverſicherungsanſtalt Berlin nicht verſchlechtert werden. 


$ 57. 

Über Streitigkeiten aus Anlaß ber §§ 55 und 56 beſchließt in erſter 
Inſtanz der Oberpräfident; vor der Entſcheidung ſoll er den beteiligten Beamten, 
die beteiligte Beamtenorganiſation und den Magiſtrat anhören. Gegen den 
Beſchluß des Oberpräfidenten findet binnen einer Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
nach ſeiner Zuſtellung die Klage im ordentlichen Rechtswege ſtatt. Der Be⸗ 
ſchluß des Oberpräſidenten ift für beide Teile verbindlich, vorbehaltlich der Ent⸗ 
ſcheidung durch rechtskräftiges Erkenntnis. 


§ 58. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1920 mit folgenden Maßgaben in Kraft: 

1. (1) Das Schiedsgericht ( 4) hat alsbald nach der Verkündung des Ge- 
ſetzes zuſammenzutreten, um für die Deit nach Inkrafttreten des Geſetzes 
vorbereitende Maßnahmen für die Auseinanderſetzung zu treffen; insbeſondere 
liegen ihm die folgenden Aufgaben ob: ; 

a) die Beſtimmung derjenigen Kreis⸗ und Provinzialeinrichtungen und 
-anftalten, die von der neuen Stadtgemeinde Berlin übernommen 
werden, und die Beſtimmung des Deitpunkts der Übernahme; 

b) die Beſtimmung derjenigen Anſtalten und Einrichtungen, die nach den 
Beſtimmungen des § 4 Nr. 2 und 3 gemeinſam unterhalten und ver⸗ 
waltet werden folen, ſowie die Regelung der Beteiligung der Reft- 
verbände und der neuen Stadtgemeinde Berlin an der Verwaltung und 
Unterhaltung dieſer Anſtalten und Einrichtungen; 2 > 

e) die Aufſtellung von Grundſätzen über die gemeinſame Benutzung der 
unter b erwähnten Anſtalten und Einrichtungen durch die beteiligten 
Kommunalverbände und ihre Angehörigen. 

() An Stelle der vier vom Magiſtrat der neuen Stadtgemeinde Berlin zu 
wählenden Mitglieder des Schiedsgerichts und ihrer Stellvertreter ($ 7) treten 
einſtweilen vier andere Mitglieder und vier Stellvertreter in das Schiedsgericht 
ein, von denen je ein Mitglied und einen Stellvertreter die Magiſtrate von Berlin, 
Charlottenburg, Neukölln und Berlin⸗Schöneberg wählen. Die von den früheren 
Kommunalverbänden gewählten vier Mitglieder und vier Stellvertreter des 
Schiedsgerichts ſcheiden aus, fobald die neuen Kommunalverbände gemäß $ 7 die 
endgültigen Wahlen vorgenommen haben. 

(2) Das Schiedsgericht hat nach feiner endgültigen Zuſammenſetzung die 
vorläufig gefaßten Beſchlüſſe nachzuprüfen und die endgültige Entſcheidung zu treffen. 

2. Die Wahlen der Stadtverordneten, der Bezirksverordneten, des neuen 
Magiſtrats und der ſtimmfähigen Bürger für die Verwaltungsdeputationen und 
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Kommiſſionen ($ 13) finden nach näherer Anordnung des Miniſters des Innern 
ſchon vor dem 1. Oktober 1920 ſtatt. Für das erſte Mal erfolgt die Zuſammen⸗ 
berufung der Stadtverordneten, die Einführung in ihre Amter und ihre Ver⸗ 
pflichtung durch Handſchlag an Eides Statt durch den Oberpräſidenten von Berlin. 

3. () Die bisherigen Stadtverordnetenverſammlungen und Gemeindever- 
tretungen der in der neuen Stadtgemeinde Berlin zuſammengeſchloſſenen Gemeinden 
gelten als aufgelöſt, ſobald die Stadtverordnetenverſammlung und der Magiſtrat 
der neuen Stadtgemeinde Berlin gebildet und auf Anordnung des Oberpräſidenten 
zuſammengetreten ſind. 

(2) Treten dieſe Körperſchaften ſchon vor dem 1. Oktober 1920 zuſammen 
(Nr. 8), fo bleiben die bisherigen Stadtverordnetenverſammlungen und Gemeinde 
vertretungen bis zum 1. Oktober beſtehen. : 

4. (1) Die bisherigen Magiftrate (Deputationen, Gemeindevorſtände, Ger 
meindevorſteher, Gutsvorſteher) haben ihre Gefchäfte mit den durch dieſes Geſetz 
gebotenen Einſchränkungen fortzuführen, ſolange der Magiſtrat der neuen Stadt 
gemeinde Berlin dies für erforderlich erachtet. Sie haben den Anordnungen des 
Magiſtrats der neuen Stadtgemeinde Berlin Folge zu leiſten, ihm die Tages⸗ 
ordnungen ihrer Sitzungen rechtzeitig zur Kenntnisnahme einzureichen und ihn 
von allen wichtigen Beſchlüſſen in Kenntnis zu ſetzen. Soweit ihnen zur Be⸗ 
ſtreitung der erforderlichen Ausgaben nicht bereits Mittel von den zuſtändigen 
Körperſchaften bewilligt worden find, haben fie diefe Bewilligungen rechtzeitig zu 
beantragen. 

() Diejenigen Mitglieder von Deputationen, Kommiſſionen oder Ausſchüſſen, 
welche in dieſe Körperſchaften in ihrer Eigenſchaft als Gemeindevertreter gewählt 
ſind, verbleiben in ihnen auch nach Auflöſung der Gemeindevertretungen. Sinkt 
die Mitgliederzahl einer ſolchen Körperſchaft unter die Hälfte ihrer beſtimmungs⸗ 
mäßigen Anzahl hinab, ſo ergänzt ſich die Körperſchaft durch Zuwahl von ſtimm⸗ 
fähigen Bürgern nach näherer Anordnung des Magiſtraks der neuen Stadtgemeinde 
Berlin; ſoweit es fich hierbei um Mitglieder handelt, bei deren Beſtellung der 
Gemeindevorſtand beteiligt iſt, nimmt der Magiſtrat der neuen Stadtgemeinde 
Berlin die erforderlichen Ergänzungsbeſtellungen vor. Entſprechendes gilt für 
die auf beſonderen geſetzlichen Vorſchriften beruhenden Deputationen. 

5. Durch übereinſtimmenden Beſchluß beider ſtädtiſchen Körperſchaften der 
neuen Stadtgemeinde Berlin kann angeordnet werden, daß die örtliche Verwaltung 
für das Gebiet einer früheren Landgemeinde oder eines früheren Gutsbezirkes 
ſchon vor und bis zu dem Zeitpunkt der Bildung der neuen örtlichen Verwaltungs⸗ 
organe (§ 14ff.) von einem Magiſtrat oder einem anderen Gemeindevorſtande 
oder Gemeindevorſteher desſelben Verwaltungsbezirkes mit übernommen wird. In 
dieſem Falle gilt das Amt des Gemeindevorſtandes und des Gemeinde- oder Guts- 
vorſtehers ſchon mit dem Zeitpunkt als erloſchen, in welchem die Übernahme erfolgt. 

6. Läuft die Amtszeit eines Magiſtratsmitglieds oder eines Mitglieds des 
Gemeindevorſtandes oder eines Gemeindevorſtehers vor Bildung der neuen örtlichen 
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Verwaltungsorgane des Verwaltungsbezirkes ab oder ſcheidet eine dieſer Perſonen 
aus ihrem Amte aus, ſo trifft der Magiſtrat der neuen Stadtgemeinde Berlin 
nach Anhörung der Stadtverordnetenverſammlung die zur einſtweiligen Fortführung 
der Geſchäfte erforderlichen Maßnahmen, insbeſondere ſteht ihm die einſtweilige 
Beſetzung der erledigten Stellen zu; er kann hierzu auch ſolche Magiſtrats⸗ 
mitglieder, Gemeindevorſtandsmitglieder und Gemeindevorſteher verwenden, welche 
in anderen Verwaltungsbezirken oder anderen örtlichen Bezirken desſelben Ver⸗ 
waltungsbezirkes gemäß Nr. 4 dieſes Paragraphen ihr Amt einſtweilen noch fort⸗ 
ühren. | 

= 7. Die Bezirksvorſteher ($ 60 der Städteordnung) bleiben bis zum Ablauf 
ihrer Wahlzeit im Amte. Beim Ausſcheiden von Bezirksvorſtehern oder deren 
Stellvertretern werden die erforderlichen Neuwahlen, ſolange nicht für den be⸗ 
teiligten Verwaltungsbezirk die neuen örtlichen Verwaltungsorgane eingerichtet 
find, von dem zuständigen Magiſtrat vorgenommen. Der Zeitpunkt für die Ein⸗ 
ſetzung von Ortsbezirksvorſtehern wird durch übereinſtimmenden Beſchluß der 
beiden Körperſchaften des beteiligten Verwaltungsbezirkes beſtimmt. Die Er⸗ 
nennung der Ortsbezirksvorſteher darf erſt ſtattfinden, nachdem die beiden Körper⸗ 
ſchaften des Bezirkes Beſchluß über die Beſtellung von Beiräten gefaßt haben 
und gegebenenfalls die Wahl dieſer Beiräte erfolgt iſt. 

; 8. (1) Durch übereinſtimmenden Beſchluß beider ſtädtiſchen Körperſchaften 
der neuen Stadtgemeinde Berlin können ſchon vor dem Inkrafttreten des Geſetzes 
die Maßnahmen getroffen werden, die feine rechtzeitige Ausführung ſicherſtellen. 
Die Stadtverordnetenverſammlung und der Magiſtrat der neuen Stadtgemeinde 
Berlin ſind zur Beſchlußfaſſung darüber, inwieweit ſie von dieſer Befugnis Ge⸗ 
brauch machen wollen, durch den Oberpräſidenten alsbald nach der Wahl des 
Magiſtrats zuſammenzuberufen. Verfügungen, Beſchlüſſe und Eutſcheidungen der 
Verwaltungs (und Verwaltungsgerichts-) Behörden, welche durch diefe Beſchlüſſe 
erfordert werden, können gleichfalls ſchon vor Inkrafttreten des Geſetzes getroffen 
werden. ; . 
(2) Der Haushaltsplan der neuen Stadtgemeinde Berlin für das Haushalts. 
jahr 1920 — für die Zeit vom 1. April 1920 bis 31. März 1921 — iſt von 
dem Magiſtrat und der Stadtverordnetenverſammlung der neuen Stadtgemeinde 
Berlin möglichſt vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes feſtzuſtellen. Die bisherigen 
Magiſtrate, Gemeindevorſtände, Gemeinde⸗ und Gutsvorſteher (unbeſchadet der 
Beſtimmung in Nr. 5) haben zu dieſem Zwecke die Entwürfe der Haushaltspläne 
für das Haushaltsjahr 1920 dem Magiſtrat der neuen Stadtgemeinde Berlin 
oder, ſofern dieſer noch nicht zuſammengetreten iſt, dem Magiſtrat der bisherigen 
Stadtgemeinde Berlin zur Übermittlung an den neugewählten Magiſtrat der neuen 
Stadtgemeinde Berlin rechtzeitig einzureichen. 

(3) Die in der neuen Stadtgemeinde Berlin zuſammengeſchloſſenen Gemeinden 
und Gutsbezirke dürfen bis zur Feſtſtellung des Haushaltsplans für das Haus- 
haltsjahr 1920 und vorbehaltlich der Anderungen, die ſich durch dieſe Feſtſtellung 
ergeben, nur ſolche Ausgaben leiſten, die ihrer Art nach in dem für das Haus⸗ 
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haltsjahr 1919, geltenden Haushaltsplan ſchon vorgeſehen find; von den darin 


feſtgeſtellten Summen zuzüglich der dazu nachbewilligten Beträge oder von den 


wirklich ausgegebenen Beträgen kann für jeden Monat a zuzüglich derjenigen 
Mehrbeträge verausgabt werden, die zur Erfüllung der auf einen längeren Zeit⸗ 
raum im voraus fälligen Verbindlichkeiten erforderlich find; daneben dürfen Aus⸗ 
gaben nur für ſolche Aufgaben geleiſtet werden, die zur Fortführung der laufen⸗ 
den Verwaltung unbedingt notwendig find, oder die auf einer beſonderen geſetz⸗ 
lichen Verpflichtung beruhen. f 

() Die umlagefähigen Steuern find bis zum ordnungsmäßigen Zuſtande⸗ 
kommen des Umlageverteilungsbeſchluſſes für den Haushalt der neuen Stadt- 
gemeinde Berlin für das Haushaltsjahr 1920 vorläufig nach den für das Haus⸗ 
haltsjahr 1919 feſtgeſetzten Sätzen zu erheben. Die hiernach von den Steuer⸗ 
pflichtigen eingezogenen Beträge ſind ihnen als Abſchlagszahlungen auf die nach 
dem Umlageverteilungsbeſchluſſe der neuen Stadtgemeinde Berlin endgültig ver. 
anlagten Steuern anzurechnen. 

9. Maßnahmen auf Grund der Beſtimmungen in den Nrn. 4 bis 6 können 
von der Stadtverordnetenverſammlung und dem Magiſtrat der neuen Stadt 
gemeinde Berlin in der Regel erſt für die Zeit nach dem Inkrafttreten des 
Geſetzes getroffen werden. 

10. Die Entſcheidung darüber, ob in denjenigen Organen der Reſtverbände, 
bei welchen infolge Durchführung dieſes Geſetzes ein Teil der Mitglieder aus⸗ 
geſchieden iſt, Neuwahlen ſämtlicher Mitglieder ſtattzufinden haben, trifft der 
Oberpräſident der Provinz Brandenburg. 

11. (1) In den vor dem 1. Oktober 1920 bei Beſchlußbehörden und Ver⸗ 
waltungsgerichten anhängig gewordenen Beſchluß⸗ und Streitſachen geht die Zu⸗ 


ſtändigkeit nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes auf den Bezirksausſchuß der 


neuen Stadtgemeinde Berlin nur inſoweit über, als dieſe Sachen bei dem Bezirks⸗ 
ausſchuſſe zu Berlin anhängig waren. Der Bezirksausſchuß zu Potsdam bleibt 
insbeſondere auch zuſtändig in denjenigen Beſchluß⸗ und Streitſachen, die vor 
dem 1. Oktober 1920 in erſter Inſtanz bei Beſchlußbehörden oder Verwaltungs⸗ 
gerichten anhängig waren und für die der Bezirksausſchuß zu Potsdam Beſchwerde⸗ 
oder Berufungsinſtanz war. : l 

(2) Uber Streitigkeiten wegen der Auslegung der Nr. 11 beſchließt das 
Oberverwaltungsgericht. 

12. (1) Die bereits beſtehenden Stadtausſchüſſe bleiben, und zwar als Mp. 
teilungen des Stadtausſchuſſes der neuen Stadtgemeinde Berlin, ſo lange beſtehen, 
bis für den beteiligten Verwaltungsbezirk das Bezirksamt zuſammengetreten iſt. 
Scheiden einzelne Mitglieder dieſer Stadtausſchüſſe nach Inkrafttreten des Geſetzes 
aus, ſo werden die erforderlichen Neuwahlen durch den Magiſtrat der neuen 
Stadtgemeinde Berlin vorgenommen. Für die Zeit bis zu ihrer Auflöſung iſt 
durch Ortsgeſetz die Zuſtändigkeit dieſer Stadtausſchüſſe auf ſolche Teile des 
Gebiets der neuen Stadtgemeinde Berlin, für welche bisher ein Stadtausſchuß 


nicht beſtand, auszudehnen. 
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(2) Für die dem Stadtausſchuſſe der neuen Stadtgemeinde Berlin vor⸗ 
behaltenen Geſchäfte bleibt die Zuſtändigkeit der Kreisausſchüſſe der Kreiſe Teltow, 
Niederbarnim und Oſthavelland inſoweit beſtehen, als es ſich um die Erledigung 
der bereits vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes bei ihnen anhängig gemachten 
Sachen handelt. : 

13. (1) Für den Bezirk der bisherigen Stadt Berlin einſchließlich des 
Gutsbezirkes Berlin⸗Schloß und der Gemeinde Stralau außer der Abtei wird 
bis zur anderweiten Regelung durch Gemeindebeſchluß eine einheitliche Bezirks- 
ſchuldeputation und ein einheitlicher Bezirksſchulausſchuß gebildet. Die Zuſammen⸗ 
ſetzung dieſer beiden Körperſchaften wird im Rahmen der beſtehenden Schulgeſetze 
durch Gemeindebeſchluß mit der Maßgabe beſtimmt, daß diejenigen Mitglieder 
der Bezirksſchuldeputation und des Bezirksſchulausſchuſſes, die nicht Mitglieder 
des Magiſtrats oder der Stadtverordnetenverſammlung find, ihren Wohnſitz in 
der bisherigen Stadt Berlin einſchließlich des Gutsbezirkes Berlin⸗Schloß und 
der Gemeinde Stralau außer der Abtei haben müſſen. 

(e) Bei der Bildung der Schuldeputation find die Bezirksverſammlungen 
möglichſt zu beteiligen. Zu dieſem Zwecke können anſtatt Mitglieder der Stadt⸗ 
serordnetenverſammlung Bezirksverordnete gewählt werden. 

14. (1) Die beim Inkrafttreten des Geſetzes beſtehenden Schuldeputationen 
und Schulvorſtände üben ihre bisherige Tätigkeit ſo lange weiter aus, bis die 
Bezirksſchuldeputationen in Wirkſamkeit getreten ſind. 

(2) Die Beſtimmung der Nr. 4 Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung. 

(2) Die beim Inkrafttreten des Geſetzes beſtehenden Kuratorien, Schulvor⸗ 
ſtände und Fachausſchüſſe der "od, und Fortbildungsſchulen üben ihre Tätigkeit 
ſo lange weiter aus, bis durch den Magiſtrat eine anderweite Regelung erfolgt iſt. 
; 15. Bei den erſten Wahlen zur Stadiverordnetenverſammlung und zu ben 
Bezirksverſammlungen find rentenempfangende Kriegsbeſchädigte, heimgekehrte 
Kriegs⸗ und Zivilgefangene ſowie Flüchtlinge aus den verlorenen oder beſetzten 
Gebieten wahlberechtigt, wenn fie in Berlin wohnen, auch wenn die Anſäſſig⸗ 
keitsfriſt noch nicht erreicht iſt. 

S59 

Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen werden 
von den Miniſtern des Innern, für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung, der 
Finanzen und für Handel und Gewerbe getroffen. 

Berlin, den 27. April 1920. 


Š Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Defer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 
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Anlage ! 
Gu $D 
Wahlkreiſe 
Es bilden je einen Wahlkreis die Verwaltungsbezirke: 
Einwohner “) 

Mitte Wanie )))): ee ea 208 
Tiergarten Wahlkreis )))) a EE S EA 273 502 
e IE EE 337 198 
dE E er ß ⁊ 811 631 
Mbdrichshain (Wahle EE 326 067 
Halleſches Tor (Wahlkreis )) EE 366 317 
Charlotteſthurg is wahren 324 981 
Spandau un, Wahlers II, 8 104 223 
diner dorf ud Wahlkreis ß) 8 „905 
10., 12., 13. Zehlendorf uſw. À 

Steglitz uſw. | (Wahllrees d 239 651 

Tempelhof uſw. ; 
(E a Ee EE EE 222 071 
14., Neukölln uji. (Vahtra EE 279732 
15., 16. Set 1555 enge ea 145 947 
ele 182 870 
18., 19,, 20. Weißenſee uſw. | ; 

Pankpw uſw. [Wahfeessss E 241 582 

Reinickendorf uſw. 


Zuſammen. .. 3 806 533 
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Anlage 2 
Gu 9 14) } 
5 S 
Verwaltungsbezirke GE 
J. Mitte: 
gebildet aus folgenden Stadtbezirken der Stadt Berlin: 1—20, 
23, 24, 129—148, 152, 182, 196—198, 200—217, 223—224, 
226—236, 255—258, 267—275, 279—2822:D29m7 . 292 761 
2. Tiergarten: : 
gebildet aus folgenden Stadtbezirken der Stadt Berlin: 31—49, 
EE 273 502 
3. Wedding: : - 
gebildet aus folgenden Stadtbezirken der Stadt Berlin: 251—254 E, 
259—266, 276—278, 292D, 305—326ꝶ · DI sssr... 337 193 
4. Prenzlauer Tor: 
gebildet aus folgenden Stadtbezirken der Stadt Berlin: 189 D, 10 
189F, 190A, 190D, 190G, 191—194C, 199, 218—222, 
p r 311 631 
5. Friedrichshain: 
gebildet aus folgenden Stadtbezirken der Stadt Berlin: 149—151, 
153—181 K, 183—189C, 189 E, 190 B, 190C, 190E, 190 E, 326 067 
II seeieeen. 321 105 
Berlin⸗Stralau außer der Abtei 4962 
6. Halleſches Tor: 
gebildet aus folgenden Stadtbezirken der Stadt Berlin: 21—22, 
25 30% 0 88. anne a 366 317 
Charlottenburg CCC 322714 
Heerſtraße⸗Gutsbezirk, ſüdlicher Teil bis zum Linienzuge, gebildet 
durch: die Charlottenburger Chauſſee bis zum Schnittpunkt mit 
dem ehemaligen Bahnkörper der Hamburg -Lehrter-Eifenbahn, 
durch dieſen Bahnkörper ſelbſt bis zur Vorortbahnlinie Pichels⸗ 
berg-Spandau, durch dieſe Eiſenbahnlinie ſelbſt bis zur Süd- 324 981 
grenze des Jagens 157 und durch diefe Südgrenze ſelbſt, i 
e 8 460 
ee e een 1 601 


Jungfernheide-⸗Gutsbezirk, ſüdlicher Teil bis zum Spandauer Weg, 
den Geſtellwegen ſüdlich der Jagen 39, 40, 41 und dem Oſtrande 


dien 8 206 
Ewen EE 95 373 
Spandaussttadelm@mtsdegiuk. .. 0. ..ene anne EE 234 
Stanten een ER CCC EE 5 533 


Heerſtraße-⸗Gutsbezirk, nördlicher Teil bis zum Linienzuge, gebildet 
durch: die Charlottenburger Chauſſee bis zum Schnittpunkt mit 
dem ehemaligen Bahnkörper der Hamburg⸗Lehrter⸗Eiſenbahn, 
durch dieſen Bahnkörper ſelbſt bis zur Vorortbahnlinie Pichels⸗ 
berg-Spandau, durch dieſe Eiſenbahnlinie ſelbſt bis zur Süd- 
grenze des Jagens 157 und durch dieſe Südgrenze ſelbſt, ungefähr 313 


*) Bei Zugrundelegung des vorläufigen Ergebniffes der letzten allgemeinen Volkszählung vom 8. Oktober 1919. 
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Cöpenick⸗Forſt⸗Gutsbezirk 


„Berlin⸗Wilmersdorf 
Berlin⸗Schmargendorf 


Pfaueninſel⸗Gutsbezirk 
Potsdamer-Forſt⸗Gutsbezirk nördlicher Teil bis zum Griebnitzſee und 


„Berlin-Treptow einſchließlich der Abtei 


Cöpenick 


Tiefwerder 
Michels dorfff,d 8 
Pichelswerder⸗Gutsbezirk 
Gatow 
Cladow 
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Berlin Grunewald Landgemeindd de 
Berlin⸗Grunewald⸗FJorſt⸗Gutsbezirk 
Zehlendorf 
Berlin⸗Dahlem⸗Gutsbezirk 
SUR fern. A e a 
Wanze 
r y e a 
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Kbhlhaſenhru ffn a A 


Berlin⸗Schöneberg 
Berlin⸗Friedenau 


Berlin⸗Steglitz 
Decintichterfeiner sss 8 
Berlin⸗Mariendorf, Ortsteil Südende 
Berlin⸗Lankwitz 
Berlin⸗Tempelhof 
Berlin⸗Mariendorf, außer Ortsteil Südende 
Berlin Marienfelde 3 TTT 
Lichtenrade 
Buckow, Ortsteil weſtlich der Mariendorf⸗Lichtenrader Chauffee. .. 
lll 8 
Berlin⸗Britz 
Buckow, außer Ortsteil weſtlich der Mariendorf⸗Lichtenrader Chauſſee 
ash, 6 
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Berlin⸗Oberſchönewe ide e 
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Berlin⸗Niederſchöneweide 
eee EE EE 
SEET 
Au Gene 23 EE 


eic? EE 
Rahnsdorf 
Müggelheim 8 
Grünau⸗Dahmer⸗Forſt⸗ Gutsbezirk ren. 
Schmöckwitz 
Bohnsdorf 

Grünau 
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!!, . ne 144 986 
e 24 414 
b a E E E Nk 2 954 
i Gutsbezeee nn Ek 
eee, E JJ NE LERNT 8 381 
Mahle ff 8 6022 
ee HERR ae: 744 
Hellersdorf mit Wuhlgarten⸗Gutsbezirreeͤäkꝛ 252 

18. Berli Weißen ease ran 45 949 
Wa ingen 8 486 
Malchin a E e N E 363 
DEE NEIDE: es nee 244 
EE EE 152 
BaltenbergsCantachteinners meer essen se 351 
en ⁊ d E S E 348 
ess r E E 6 734 

19 eee ernennen 57.962 
Berlin Diederfchönhanfen- Landgemeinde een 18 913 
Niederſchönhauſen⸗Gutsbezirk mit Kolonie Schön holz 362 
Berlin⸗Roſenthal⸗Landgemeinde, außer Ortsteil westlich der Lieben⸗ 

walder Bahn und Ortsteil Roſenthal I (Wilhelmsruh) ungefähr 1 725 
e EE 129 
EI Sand ene 8 7 549 
EE 360 
EE EE 4 905 
Buch Landgemeinde ann e 8917 
B! ͤv 2.562 
ee a 8 949 
ee oa a a a 1161 
e ß 156 
ee e een 1 006 

20, Berlin-Reinidendorf..........-- SJ ea 41289 
Berlin⸗Roſenthal⸗Landgemeinde, Ortsteil weſtlich der Liebenwalder 

Bahn und Ortsteil Roſenthal I (Wilhelmsruh) ungefähr SE 4 332 
i ae een 10 206 

NIEREN N a 4 390 
bei Berll nnn 7 672 
lk ee 1191 
eee id Gutsbeziieeee 8 77 
SEIEN? 50.0 a ao 8 EE 2 049 
Eu EE 729 
Berlin Ten GLINDA DEE EE 20 306 
e rk, nördlicher Teil bis zum Spandauer Weg und 
den Geſtellwegen ſüdlich der Jagen 39, 40, 41 und der Teil weſtlich 
der Maäckeritz Wie EE EE 58 
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